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Eine globale Kampagne für Einkommenstransparenz in Erdöl-, Gas- und Bergbauindustrien

Trotz der Milliarden von Dollar an Einnahmen aus der Erdöl-, Erdgas- und Bergbauförderung, leben Menschen aus über 50 ressourcenreichen Ländern
 aus der ganzen Welt in Armut. Wenn die Regierungen dieser Länder ihre Einnahmen transparent und effektiv verwalten würden, könnte dies die Basis für erfolgreiches wirtschaftliches Wachstum und Armutsreduzierung sein. Leider war dies in der Vergangenheit eher die Ausnahme als die Regel. 

Regierungen und andere Institutionen, die Ressourceneinnahmen verwalten, sind oft schwach und geben in der Praxis weder gegenüber ihrem Parlament noch gegenüber ihren Bürgern Rechenschaft  ab. Viele ressourcenreiche Staaten sind Kleptokratien, in denen die Funktionäre gewaltsam regieren, um sich die Einkünfte aus dem Ressourcenabbau anzueignen. Die gesamte extraktive Industrie geht mit einem hohen Niveau an Korruption einher.
 Erdöl- und Bergbauunternehmen sind schon immer in korrupte Praktiken (z.B. Schmiergeldzahlungen) verwickelt gewesen, um sich Verträge zu sichern oder um Einfluss auf Beamte zu gewinnen. Die Einkünfte aus der Ressourcenförderung werden von den Regierungen oder den beteiligten Unternehmen oftmals nicht offen gelegt; in manchen Fällen werden Informationen über diese Einnahmen sogar wie ein Staatsgeheimnis behandelt. Der Mangel an Rechenschaftspflichtigkeit ermöglicht die Unterschlagung, Korruption und Veruntreuung von Ressourceneinahmen. In extremen Fällen kann der Zugang zu Ressourcen nationale und regionale Konflikte schüren und aufrechterhalten und somit Regierungen und Institutionen weiter schwächen. Die fehlende Ordnung wird genutzt, um die weitere Veruntreuung von Staatsvermögen in großem Umfang zu zulassen.

Der Aufruf an Unternehmen zu „veröffentlichen, was sie zahlen“ (publish what you pay) und an Regierungen zu „veröffentlichen, was sie erhalten oder einnehmen“ (publish what you earn), ist ein notwendiger erster Schritt in die Richtung eines verantwortungsbewussteren Systems zur Verwaltung von Einnahmen aus dem Abbau natürlicher Ressourcen. Wenn Unternehmen ihre Zahlungen und Regierungen deren Empfang veröffentlichen würden, wäre die Zivilgesellschaft in der Lage, beide Auskünfte miteinander zu vergleichen und ihre Regierung für die Verwaltung dieser Einkünfte zur Rechenschaft zu ziehen. Einkommenstransparenz hilft auch zivilgesellschaftlichen Gruppen eine demokratische Debatte über die Verwendung und die Verteilung von Ressourceneinkommen ins Leben zu rufen, um zur Umsetzung von Entwicklungszielen beizutragen, die öffentlichen Dienstleistungen zu verbessern und eine Umverteilung der Einnahmen zu ermöglichen.. 

Erdöl-, Erdgas- und Bergbauunternehmen haben keinen Einfluss darauf, wie Regierungen Steuern, Lizenzgebühren und Provisionen verwenden. Aber sie haben die Verantwortung, Zahlungen, die sie leisten, offen zu legen, so dass die Bürger ihre Regierungen zur Rechenschaft ziehen können. Unternehmen, die dies nicht tun, machen sich mitschuldig, dass die Bevölkerung in den  ressourcenreichen Ländern ohnmächtig ist (oder bleibt). Transparentes Geschäftsgebaren wird die soziale Akzeptanz (social licence to operate) der Unternehmen stärken: es verdeutlicht ihren wirtschaftlichen Beitrag für die Gesellschaft und erhöht zudem die Wahrscheinlichkeit, dass die Einkommensflüsse für nachhaltige Entwicklung genutzt und nicht etwa verschwendet oder durch Korruption zweckentfremdet werden. Des Weiteren sorgt transparentes Geschäftsgebaren auch für ein stabiles Handelsumfeld, weil es der fortschreitenden sozialen Spaltung und damit einer Entwicklung hin zu schwachen, instabilen Staaten und Konflikten vorbeugt.

Inzwischen gibt es breiten internationalen Konsens für mehr Transparenz im extraktiven Sektor, was z.B. die große Unterstützung von Regierungen, Unternehmen, Investoren, Finanzinstitutionen und Zivilgesellschaften für die Extractive Industries Transparency Initiative (EITI)
 beweist. Die Veröffentlichung von Zahlungen und Einnahmen ist eine konsequente Umsetzung dieser Forderung: bereits durch einfache und logische Angleichungen an bestehendes Gesellschaftsrecht, Buchhaltungsstandards, Offenlegungsvorschriften der Börsenmärkte und an die Auflagen der Kreditgewährung von internationalen Finanzinstitutionen, regionalen Entwicklungsbanken, Exportkreditagenturen und Privatbanken, die ressourcengestützte Kredite vergeben, kann mehr Transparenz im extraktiven Sektor erreicht werden.

Dementsprechend fordert die Publish What You Pay-Koalition:

· Multinationale, private und staatliche Unternehmen, die im extraktiven Sektor tätig sind, sollen die Nettobeträge von allen Zahlungen (Lizenzgebühren, Steuern, Bonuszahlungen etc.) an die Regierungen aus jedem Operationsland in ihrem Finanzjahresabschlüssen veröffentlichen und die Höhe und Art der Zahlungen an Regierungen offen legen,.

· Regierungen von ressourcenreichen Ländern sollen:

· die Veröffentlichung der Zahlungen von allen Unternehmen, die im extraktiven Sektor ihres Landes tätig sind, auf individueller Unternehmensbasis und nach Zahlungstyp (gesetzlich) einfordern 

· veröffentlichen, was sie erhalten (publish what you earn), d.h., ihre Ressourceneinnahmen vollständig offen legen

· Informationen über die Einnahmen unabhängig prüfen und im Einklang mit der besten internationalen Praxis abgleichen. Dies kann durch die vollständige Umsetzung  der Extractive Industries Transparency Initiative und durch die Einhaltung von internationalen Kodizes und Standards über natürliche Ressourcen und fiskalische Transparenz, wie z.B. den Guide on Resource Revenue Transparency des Internationalen Währungsfonds (IWF) erreicht werden

· Mechanismen für eine regionale Berichterstattung über Zahlungen und Einnahmen entwickeln

· Offene, partizipatorische und transparente Verfahren zur Budgetplanung auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene ermöglichen, um sich mit der Zivilgesellschaft über die effektive Verteilung und die Verwaltung von Einnahmen aus der Ressourcenförderung und der Verwaltung der öffentlichen Finanzwirtschaft abstimmen zu können und so die wirtschaftliche und soziale Entwicklung auf breiter Basis vorantreiben zu können

· Regierungen der OECD-Länder sollen eine Aufschlüsselung auf Länderbasis von allen Zahlungen derjenigen Unternehmen mit Tätigkeiten im extraktiven Sektor, die auf den Finanzmärkten in OECD-Ländern gelistet sind, einfordern

· Bilaterale und multilaterale Finanzinstitutionen, u.a. die Weltbank Gruppe, der IWF, regionale Entwicklungsbanken, Exportkreditagenturen und Privatbanken, die ressourcengestützte Kredite vergeben, sollen Unternehmen, die im extraktiven Sektor tätig sind, verpflichten, den Publish What You Pay-Anforderungen an Transparenz von Unternehmenszahlungen als Voraussetzung für jegliche Projektunterstützung nachzukommen. Des Weiteren sollen sie Regierungen auffordern, im Gegenzug für geleistete nichthumanitäre Hilfe, technische und finanzielle Unterstützung, ein funktionierendes System zu etablieren, das für die unabhängige Prüfung von Einnahmen aus der Ressourcenförderung verantwortlich ist

· Geberorganisationen sollen den Prozess der Befähigung zur Selbsthilfe (empowerment) und die Leistungsfähigkeit (Capacity Building) zivilgesellschaftlicher Organisationen in  allen ressourcenreichen Länder fördern, um den Bürgern zu ermöglichen, ihre Regierungen für die Verwaltung und die Ausgabe der Einnahmen aus der Rohstoffförderung zur Rechenschaft zu ziehen

Zusätzlich zu diesen Maßnahmen fordert die Publish What You Pay-Koalition:

· Unternehmen, die im extraktiven Sektor tätig sind und lokale Behörden sollen Informationen über geleistete soziale Investitionen und Zahlungen an lokale Budgets veröffentlichen. Diese Zahlungen und Investitionen können wichtige Faktoren für eine nachhaltige soziale und wirtschaftliche Entwicklung sein; daher sollte die Öffentlichkeit in den Prozess der Einkommensverwaltung miteinbezogen sein

· Zu einer umfassenden Verantwortlichkeit von Unternehmen und Regierungen bei der Verwaltung von Einnahmen aus der Rohstoffsektor gehört laut Publish What You Pay auch die Veröffentlichung von Verträgen und Lizenzierungsverfahren gemäß der besten internationalen Praxis. Diese Verträge schließen üblicherweise Zeitvorgaben, Zahlweisen und weitere bestimmende Faktoren der potenziellen Einkommensflüsse der Regierungen (wie z.B. Abmachung über die Einnahmeaufteilung, Steuern, Lizenzgebühren, Bonuszahlungen, Sozialleistungen etc. sowie Befreiungen von diesen) mit ein – der Zugang zu diesen Verträgen (mit Ausnahme von Provisionen, die wirklich geheime Geschäftsinformationen sind) ist das Recht der Bürger; es würde ihnen helfen, sich darüber zu informieren, wie viel ihre Regierung an Einnahmen aus der Ressourcenförderung zu erwarten hat, was dann wiederum verglichen werden kann mit dem, was die Regierung an Einnahmen tatsächlich erhält. Vertragstransparenz kann der Zivilgesellschaft helfen zu verstehen, ob die Regierungen Verträge über die  Rohstoffförderung abgeschlossen haben, die in öffentlichen Interesse sind und dann, festzustellen, ob sich die versprochenen Einnahmen tatsächlich einstellen. 

Die Förderung von Einkommenstransparenz und von der Veröffentlichung von Verträgen aus dem Rohstoffsektor ist ein unerlässlicher erster Schritt, um die verheerende Armut der Menschen in vielen ressourcenreichen, aber armen Entwicklungsländern zu mildern. Das steht mit den international vereinbarten Zielsetzungen zu einer verantwortlichen Regierungsführung, Korruptionsprävention, gemeinsamer Verantwortlichkeit und nachhaltiger Entwicklung im Einklang. Transparenz ist im Interesse von allen Akteuren – Bürgern, Unternehmen, Regierungen und der breiten internationalen Gemeinschaft – daher ruft Publish What You Pay alle Beteiligten dazu auf, ihren Teil beizutragen, damit Transparenz im Rohstoffsektor zu Wirklichkeit wird.
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� Die Definition „ressourcenreiches Land“ ist dem IWF „Guide on Resource Revenue Transparency“ entnommen. Ein Land wird so definiert, wenn es mindestens eines der folgenden Kriterien erfüllt: (i) einen durchschnitten Anteil an Steuereinnahmen aus dem Mineralöl- und/oder Bergbausektor von insgesamt mindestens 25% im Zeitraum von 2000-2005 oder (ii) einen durchschnitten Anteil an Exporteinnahmen aus dem Mineralöl- und/oder Bergbausektor von insgesamt mindestens 25% im Zeitraum von 2000-2005. Siehe: � HYPERLINK "http://www.imf.org/external/np/pp/2007/eng/051507g.pdf" ��http://www.imf.org/external/np/pp/2007/eng/051507g.pdf�


� Gemäß dem „Transparency International Bribe Payers Index (2002)“, stehen Erdöl-, Gas- und Bergbauindustrien an 3. bzw. 7. Stelle bezüglich der Wahrscheinlichkeit, dass Beamte, die in diesen Industriezweigen tätig sind, Bestechungsgelder (z.B. für öffentliche Ausschreibungen, Rechtsvorschriften, Konzessionserteilung etc.) verlangen oder akzeptieren. Detailinformationen: � HYPERLINK "http://www.transparency.org/policy_research/surveys_indices/bpi/bpi_2002" ��http://www.transparency.org/policy_research/surveys_indices/bpi/bpi_2002�


� � HYPERLINK "http://www.eitransparency.org" ��http://www.eitransparency.org�
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